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Im Abseits

In Nonwegen stand der Arbeitsmi­
nister der frülieren soziaiistisclien 

Regierung vor Gericlit. Er liatte in 
einer Wahlrede den Beschäftigten 
eines Mittelbetriebes versprochen, 
sie würden nicht arbeitslos. Nach 
wenigen Monaten mußte das Un­
ternehmen schließen. Einige ältere 
Arbeiter nahmen den Minister beim 
Wort und klagten auf Lohnfortzah­
lung bis zum Rentenalter: in der er­
sten Gerichtsinstanz mit Erfolg.

In unserem Land steht ähnliches 
kaum zu befürchten. Aber nicht et­
wa darum, weil es unseren Arbeit­
nehmern an Zivilcourage gebräche 
oder es keine Gerichte gäbe, die ei­
ner einschlägigen Klage more tech- 
nico nachgingen. Die Dinge liegen 
viel einfacher -  und trauriger. Das 
Publikum ist der Politikerverspre­

chen, täglich neu und aufregend, 
überdrüssig geworden. Dafür sind 
die gehabten Enttäuschungen zu 
zahlreich. Wie sollte auch das Pu­
blikum Vertrauen fassen, wo kaum 
ein Politikerwort erkennen läßt, daß 
man aus der verfahrenen Lage, die 
doch zum großen Teil selbstver­
schuldet ist, die Lehren gezogen 
hätte und die offensichtlichen Feh­
ler der eigenen Politik nicht wieder­
holt. Und was das Schlimmste ist: 
weit und breit kein Zeichen, daß 
durch Taten das finanzpolitische 
Steuer beherzt herumgeworfen 
würde und man auch für die mittel­
fristige Wirtschaftsentwicklung 
günstige Daten setzte. Es verfestigt 
sich der Eindruck, daß die verant­
wortlichen Politiker zu Gefangenen 
der eigenen Parteiapparate oder 
genauer: der ,,mächtigen Minder­
heitenklasse der ideologischen 
Parteiaktivisten“ (Dahrendorf) ge­
worden sind. So gerät die demokra­
tische Regierung von selbst ins po­
litische Abseits.

Ein besonders augenfälliges Bei­
spiel bietet in diesem Zusammen­
hang das Ressort des Bundesar­
beitsministers. Hier werden in einer 
veritablen Massenfertigung Pläne 
und wieder Pläne über Details der 
Details produziert, so als ob ein 
Verwirrspiel gälte. Als sachlicher 
Hintergrund schimmert immerhin 
durch, daß der Minister die Finanz­
krise offenbar zu dem Kunststück 
nutzen will, bei kosmetischer Aus­
gabenbereinigung seiner Sozialpo­
litik zusätzliche Einnahmequellen 
zu erschließen und gleichzeitig 
ideologische Lieblingskinder unter­
zubringen. Mit einigen Vorschlägen 
scheint er nicht einmal die Gefahr 
zu scheuen, daß man ihn nicht mehr 
ernst nehmen kann. So bei der Be­
stimmung, daß Pflichtversicherte 
freiwillig höhere Beiträge zahlen 
können, um ihre Altersrente aufzu­
stocken. Der Trick ist leicht durch­
schaubar.

Natürlich besteht keinerlei sachli­
che Notwendigkeit für die Neue­

rung; der individuellen Vermögens­
bildung bieten sich bei uns Dutzen­
de von Möglichkeiten, einschließ­
lich der privaten Teil- oder Zusatz­
versicherung. Indes, die Höherver­
sicherung in der gesetzlichen Al­
terssparte bringt derem notleiden­
den Budget zunächst einmal mehr 
Einnahmen; manchen Aspiranten 
mag die bequeme Garantie einer 
dynamischen Zusatzrente verlok- 
ken. So könnten sich die Finanzpla­
ner vorerst aus dem Schneider 
wähnen. Aber das dicke Ende 
kommt, wenn die erhöhten Renten­
ansprüche, schneller als mancher 
denkt, eingelöst werden müssen. 
Und was die staatliche Garantie be­
trifft: machen nicht schon die lau­
fenden Rentenzahlungen der Re­
gierung mehr als Kopfzerbrechen?

Freilich enthält diese Vogel- 
Strauß-Politik auch ein ideologi­
sches Element. Den Gewerkschaf­
ten würde die Neuregelung die 
Möglichkeit eröffnen, im Tarifkampf 
Zusatzrenten in der gesetzlichen 
Alterssparte durchzupauken: die 
unternehmensfinanzierte Höher­
versicherung hier ginge zu Lasten 
der betrieblichen Altersversorgung, 
die manchen Sozialisten seit Je ein 
Dorn im Auge war -  sie soll jetzt oh­
nehin steuerlich belastet werden. 
Dem Sicherungseintopf wäre man 
einen guten Schritt nähergekom­
men.

Gleichwohl behalten Versuche 
wie die freiwillige Höherversiche­
rung den fatalen Beigeschmack, 
von den harten Problemen der Ren­
tenfinanzen ablenken zu sollen. Auf 
die Dauer wird man doch nicht um 
die Nettoanpassung der Renten, 
um versicherungsmathematische 
Abzüge bei derflexiblen Altersgren­
ze und die Auflassung der verun­
glückten ,,Rente nach Mindestein­
kommen“  herumkommen. Man 
sollte hier nicht von Demontage re­
den. Worum es geht ist, die aktiven 
Arbeitnehmer vor Überbelastung 
und die Versicherungsgemein­
schaft vor Ausnutzung zu schützen.
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